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Russland 06.06.2026 Auf dem Internationalen Wirtschaftsforum in Sankt Petersburg erklärt sich der russische Präsident Wladimir Putin
grundsätzlich offen für Gespräche über ein Ende des Krieges gegen die Ukraine, erteilt jedoch einem direkten Treffen mit dem
ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj erneut eine Absage. Selenskyj bedauert die Ablehnung und fordert erneut
stärkeren internationalen Druck auf Russland. Deutschland, die EU sowie die USA begrüßten dagegen die ukrainische Initiative
zu direkten Verhandlungen. Parallel empfängt Putin den ehemaligen deutschen Bundeskanzler Gerhard Schröder im Kreml.
Zuvor hatte Putin Schröder als möglichen europäischen Vermittler genannt.

Russland 06.06.2026 Der russische Präsident Wladimir Putin lehnt das Angebot eines direkten Treffens zur Beendigung des Krieges, das der
ukrainische Präsidente Wolodymyr Selenskyj in einen offenen Brief gemacht hatte, ab und erklärt beim Internationalen
Wirtschaftsforum in Sankt Petersburg, er sehe „keinen Sinn“ in einem solchen Gespräch. Stattdessen empfängt Putin den
früheren deutschen Bundeskanzler Gerhard Schröder und bringt ihn als möglichen Vermittler zwischen Russland und der
Ukraine ins Spiel, was international auf Skepsis stößt. Selenskyj bedauert die Absage und erklärt in einer Videobotschaft, die
russische Seite entscheide sich erneut für den Krieg. Zwei Tage zuvor hatte Putin erklärt, er sei grundsätzlich zu einem Dialog
mit Europa über ein Ende des Krieges gegen die Ukraine bereit, knüpfte dies aber an Bedingungen. Putin bekräftigte zugleich
seine Forderung, dass Russland die vollständige Kontrolle über die Gebiete Donezk und Luhansk erhalten müsse; diese
Maximalposition stellte er als Voraussetzung für eine Friedensregelung dar. Er sagte, Russland sei „zweifellos“ bereit, mit der
Ukraine eine Vereinbarung zu schließen, die Grundlage dafür müssten jedoch bereits bestehende, von ihm nicht näher
erläuterte Abmachungen von Anchorage sein, denen auch die ukrainische Seite zustimmen müsse.


